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Die MeinunE des Präsidenten

Ein Programmpunkt un
Landesrcgie

rung ist die Abarbeitung
des Themas Gemeinde
gutsagrrrgemeinschaltcn.
Dass ich cin Anhänger der
Rückübertragung dcs of
fcnkundig verfassungswid
rig verschobenen Eigen-
tums bin, ist bekannt. Dass

dies rechdich möglich ist,
sagt der Verfassungsdienst
im Rundeskanzleramt.

Rückübertragung im

öffentlichen lnteresse

Nicht nur drs, der Klar
heit halber ist zu vermerken,
dass der Verlassungsdienst
dcs Bundeskänzleramtes
die Rückübcrtragung ä1s im
öfcndicher lnteresse lie
gend dekluicrt hat.

Wer in dcr betreffen-
dcn Materie einigermaßcn
kundig ist, weiß, dass es

die Gemcinden sind, de

ncn entschädigungslos das

Eigentum cntzogen \\,urde

und die derzeitigen forma
len Eigentümcr, näm1ich

die Agrargemeinschaftcn,
sdron dcswcgen keinen
Schaden erleiden, wenn sie

das,was ihnen nicht gehört,
zurückstellcn. Die Agar
gcmeinschaften a1s Enteig-
nungsopler dar,ustellen, ist
einc glatte Triuschung der
Bev6lkerung.

Die Ägrargemeinsehaf-
tn als Enteisnungso?fer
tuÜzistellm, iit eine glatte
Täusthang der Beoölke

ru9.

Nun wird ve$ucht, im
Znge e:n,et Novelle des

bestehenden TFLG dic
Gemeindcn in die Position
zu bringen, dass sie Subs

tanzerträge und dcn Zu
grill auf Grundsticke ohne
den Umwcg über Agrarge-
meinschaftsbeschlüsse (das

ist nämlich der schon oft
angesprochene Konstrukti
onsfehler) realisieren kön
nen. Mal sehen, ob und wie
das gelingt.

Well bedauerliclcrwcise
unvcrändert der Haupttei
lungen das Wort gcredet
wird (auch im t(oalitions
übereinkommen der Tirolcr
Volkspartei mit den Tiroler
Grüncn), ein Wort dazu:

Dic Tlilung agrarge

meinschaltlicher Grund-
stückc, ,,bei der TeilIlächen
in das Eigentum von Mit-
glicdern der Agrargemein
schaft übergehen", kann
eine Haupt oder Einzel-
teilung seir (§ a2 

^bs 
1

TFLG 1996 idF LGB1
2010/7). Eine Hrupttei
lung besteht in der Aus
cinandersetzung zwischen
der Gemcinde und einer

Agrargcmeinschaft oder

zwischen mehreren Agrrr-
gemeinschaften. Ergebnis

einer solchen Haupttei
lung ist, dass die aus einem

vormaligen Gemeindegut

stammenden ftomit chc
mals im bücherlicher Ei
gcntum ciner Gemeinde

gestandenen) Liegenschaf
ten sachcnrechdich auf die

Gemeinde und die Agrar
gemcinschaft,,aufgeteilt"
werden. Ein Teil dcr Lie-
gcnschaft wird nach Maß
gabe der Bewcrtungen (vgl

§ 46TFLG 1996 idF LGBI
2010/7) in drs büchcrliche
Eigentum der Gemeinde
(rück)übertragen und der
Rest im Eigentum der Ag
rargemeinschaft belassen.

Die Gemeinde scheidet in
solchen Fä11en a1s Mitglied
rus dcr Agrargemeinschalt
aus. Dämit wändelt sich

auch der Charakter der Ag
rargcmeinschalt

Gravierende Folgen

für die Gemeinden

Die rechdichen Folgen

Iiir die Gemeinden sindgra-
vierend: Sämdiche Rechte

zum Schutz des (umge

wandelten) Eigentums der

Gemcinde bzw. der Rechts

position der Gcmeinde als

am Substanzwert dcr ag

rargemeinschrldichen Lie
gcnschaften dlein berech-

tigter Rechtspersor werden

in Bezug auf jene Liegen
schaftcn beseitigt, die im
Zuge einer Haupfteilung
nicht auf die Gemcinde
(rück)übertragen werden,

ftlrc)et
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sondern im Eigennrm der
Agrargemeinschalt vcr
bleiben. In gleicher Weise
u,rirdc dic Gcmcindc ih
ren Anspruch auf Rück-
übcrcignung von aus dcm
vormaligen Gemeindegut
stammenden Liegenschrf
tcn verlieren, wcnn sic ctwa
fiir die Enichtung von in-
lrastrukturellen Vorhaben
oder Anlagen, an deren
Errichtung ein öSendiches
Interesse besteht, benötigt

Hauptteilungen sind
weiter abzulehnen

Kurzum: Wird in Bezug
auf eine Gemeindegut
sagrargemeinschaft eine
Hauptteilung durchgeführt,
wäre dic unausweichliche
Rechtsfolge die, dass die ei-
gentümerähnliche Rcchts
position der Gemeinde
(edenfalls in Bezug auf die
nach der Tlilung bei der
Agrargemeinsch,rft verblei
benden Licgenschaften des

vormdigen Gemeindeguts)
endgültig bcscitigt und
damit ein Rechtsvorgang
(nämlich die Ubertragung
des Eigentums am Ge-
meindegut auf die Agrarge
meinschaft), den der VtGH
als ..oEenkLLndir verfas

sungswidrig' (VfGH 2008
Mieders) qualifrziert hat,

endnllti'- und unumkchr-

Elne Haupttcilung be-
deutet jedenfalls einen
schwerwiegendcn EingrüI
in das unter dem verlas
sungsrcchtlichen Eigen-
tumsschutz stehende Recht
der Gemeinde an dcr Sub-
stxnz ihrcs Gemeindegu-
tes, der nur unter den von
der Rechtssprcchung des

VfGH und des EMRK für

Eigentumseingriffe entwi
ckcltcn Voraussetzungcn
zulässig wäre. Es müsste

dso ein (den Eigentums
eingritr überwiegendes) öf-
lentliches Intercsse an der
Hauptteilung vorliegen, die
Hauprteilung müsste geeig
nct scin, das angestrebte, im
tifendichen Interesse lie-
gende Ziel zu crcichcn und
es dürfte keine Möglichkeit
geben, das angcstrcbtc im
überwiegenden öfendi
chcn Intcrcsse licgende

Ziel durch gelindere Mittel
zu erreichen. Daniber hi
naus müsstc der Wert des

ins unbel.rstete Eigentum
der Gemeinde zu übcrtra
gcnden Grundstückes der
Differenz arischcn dcm
Wert der Gesamtsache und
jenem der Summe der Nut
zungsrechte cntsprechen
(vtGH 1982).

In dcr Pra-ris istschon aus

folgenden Gründen kaum
dcnkbar, dass eine Haupt-
teilung im öfentlichcn In
tcrcs§e liegen könntei

1. Aus dcr Sicht der Nut-
zungsberechtigten: Ohne
Hauptteilung haben sie nur
Anspruch auf jene Nutzun-
gen, die zur Deckung des

Haus und Gutsbedarfes
nötig sird. Für dic Über
lassung der Substrnz müss-
ten sie auf einen Tbil ihrcr
Nutzungsrechte vcrzichten-
Diese würden dann nicht
mehr zur Deckung ihrcs
Heus und Gutsbedarfes

2. Aus der Sicht dcr Ge
mcinde: Neben ihrem Inte-
resse an laufenden Nutzun
gen und Erträgen hat sie

cin Interesse, den Grund zu
anderen als land und lorst
wirtschaftlichen Zweclen

verwenden zu können. Vie-
lc dicser Zwecke können
nicht auf jeder heliebigen
Fläche r.erwirklicht werden.
Die Gemeindebedürfnisse
dcr fcrncrcn Zukunft sind
noch gar nicht bekan nt, also

kaan man auch noch nicht
wisscn, welche Flächen zur
DeckLLng dieser Bedürf-
nisse gebraucht werden.
Daher ist die Gefahr groß,
dax der Gemeinde durch
die HauptteilLrng eine Flä-
che gcnommcn wird, dic
sie später dringend braucht,
um ein im öllentlichen In
tcrcssc licgcndes Bcdürfnis
zu decken. Negativbeispiel
hiefür ist das Gcmcindcgut
der ehemaligen Gemeinde
Vill, dic 1942 nach Inns
bruck eingemeindet wurde.
Injenem Tci1, dcr an1ässlich

der Hauptteilung ins Ei-
gentum der Agrargemein
schaft übertragen mrde,
lieg heute eine Mülldepo
nie, liir deren Bcnützlng
Innsbruck rund 700.000
Euro pro Jahr bez-ah1en

muss. Aus Gemeindesicht
ist dahcr von Hauptteilun-
gen dringend abzLLraten.

Gemeindegut
nicht verschenken

Jeder Q3dratmeter Cc
meindegut, der im Zuge
einer Hauptteilung von
der Gesamtmenge aller

Gemeindebürger zu einer
sehr kleinen Tiilmcnge
verschoben wird, well eben

Eigentum übertragen wird,
ist ein Geschenk an eben

diese Teilmengc. Ich kcn
re keine Bestimmung, die
vorsieht, Gemeindegut und
Ccmcindcvcrmägen
venchenken. ln der TGO
steht dazu das Gegcnteil,

Euer
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